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Die Angst vor der Pleite
In Deutschland wächst die Sorge vor einer Insolvenzwelle. Die Wirtschaft ist alarmiert - auch
wenn  nicht  jeder  Konkurs  auf  die  aktuelle  Energiekrise  zurückzuführen  ist.  In  dieser
angespannten  Lage  sorgt  ein  verstolperter  TV-Auftritt  des  Ministers  Robert  Habeck  für
zusätzliche  Unruhe.
Am Tag danach kennt die Häme keine
Grenzen. „Der Mittelstand in der Hand
eines Dilettanten“, twittert CDU-Wirt-
schaftspolitikerin Gitta Connemann. „Er
hat einfach keine Ahnung, wovon er da
redet“, schreibt die FDP-Bundestagsab-
geordnete  Nicole  Bauer.  Und  CDU-
Chef  Friedrich  Merz  widmet  Bundes-
wirtschaftsminister  Robert  Habeck
(Grüne) sogar einen Teil seiner Rede bei
der Generaldebatte im Deutschen Bun-
destag.  „Wie  hilflos  Sie  sind,  konnte
man  gestern  im  deutschen  Fernsehen
beobachten.“
Grund für die Aufregung ist ein Auftritt
Habecks bei  Sandra Maischberger  am
Dienstagabend. In der Sendung geht es
um die Folgen des Wirtschaftskrieges
mit Russland, die ausbleibenden Gaslie-
ferungen,  die  explodierenden  Strom-
preise. Auf die Frage, ob er wegen all
dieser  Probleme  mit  einer  Insolvenz-
welle rechne, antwortet Habeck: „Nein,
das tue ich nicht.“ Er könne sich vorstel-
len, dass Betriebe in einigen Branchen
aufhörten  zu  produzieren,  aber  nicht
insolvent  würden,  sagt  er  auch  noch.
Es  folgt  ein  zweiminütiger  Dialog,  in
dem Habeck und Maischberger aneinan-
der  vorbeireden.  Er  will  klarmachen,
dass er stille Betriebsaufgaben für ein
mindestens  ebenso großes  Risiko  wie
eine  Insolvenzwelle  hält.  Im  Internet
kursiert ein Video, in dem Habeck nicht
gut aussieht. Er verhaspelt sich, beklagt,
dass ihm die Zeit zum Brötchenkaufen
und Frühstücken fehle.
Die Episode gehört nicht zu den stärk-
sten Auftritten des Vizekanzlers, auch
wenn sie nicht so peinlich ist, wie man-
che es glauben machen wollen. Habeck
hat  einen  Punkt  damit,  dass  es  in  der
Corona-Pandemie eine Reihe von Pro-
duktionsstopps gegeben hat,  die  nicht

zur  Zahlungsunfähigkeit  der  betroffe-
nen Unternehmen geführt haben - auch
weil der Staat eingesprungen ist.
Deutschland,  das zeichnet  sich immer
mehr ab, steht am Vorabend einer Wirt-
schaftskrise. Schon wieder. Der Corona-
Einbruch ist gerade erst überwunden, da
drohen Energiepreise und steigende Zin-
sen die Konjunktur erneut abzuwürgen.
Die Angst geht um, dass dann kommen
könnte, was dem Land bislang erspart
geblieben ist: Pleitewelle und Massenar-
beitslosigkeit.
„Habeck verkennt den Ernst der Lage:
Wir  haben  sozusagen  ‚Alarmstufe:
Brot‘“, schimpft der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Zentralverbands des Deutschen
Bäckerhandwerks,  Daniel  Schneider.
„Das  Statement  war  völlig  fehl  am
Platz“, erklärt er im Gespräch mit dem
RedaktionsNetzwerk  Deutschland
(RND).  „Minister  Habeck  hat  damit
viele  Mittelständler  und insbesondere
das  Bäckerhandwerk aufgebracht.“
Beim  Deutschen  Industrie-  und  Han-
delskammertag gehen inzwischen Dut-
zende  Hilferufe  von  Firmeninhabern
ein, die nicht mehr weiterwissen. „Die
Energiepreise haben für viele Unterneh-
men ein existenzgefährdendes Niveau
erreicht.  Täglich  bekommen wir  neue
Hiobsbotschaften  aus  weiten  Teilen
unserer Wirtschaft“, sagt DIHK-Präsi-
dent Peter Adrian dem RND. Ein weite-
res Problem: Immer mehr Betriebe mel-
den, dass sie überhaupt keinen Versor-
gungsvertrag bei Strom oder Gas mehr
bekommen.  „Ihnen  wird  im  wahrsten
Sinne des Wortes der Hahn zugedreht“,
sagt  Adrian.  Knapp  60 Prozent  der
Unternehmen sehen in den gestiegenen
Preisen für Energie und Rohstoffe eine
„starke“ Herausforderung, hat der Indu-
strieverband BDI in einer Blitzumfrage

herausgefunden. Ein Drittel der Firmen
schätzt diese als „existenziell“ ein.
Habeck im Auge des Sturms
Ein gewaltiges Unwetter zieht da gerade
auf, und Robert Habeck steht im Auge
des  Sturms.  Praktisch  alle  wichtigen
Entscheidungen werden in seinem Mini-
sterium getroffen. Ölversorgung, Flüs-
siggasterminals,  Kohlekraftwerke,
Gasumlage,  Strompreisbremse,  Kern-
energie.  Entsprechend  hoch  sind  die
Erwartungen, und entsprechend scharf
ist die Kritik, wenn etwas nicht gelingt.
Nun geht es also darum, Unternehmen
zu  retten.  „Bis  zum  Oberdeck“  stehe
vielen  Unternehmen das  Wasser,  sagt
der Präsident der Familienunternehmer,
Reinhold  von Eben-Worlée.  Die  Zahl
der  Insolvenzen  steige  an.  „Es  muss
jetzt verhindert werden, dass eine ver-
heerende Pleitelawine in Gang kommt,
die  zu  Tausenden  Unternehmen  und
damit  auch  Zulieferer  und  Abnehmer
und in Folge Zigtausende weiterer Fir-
men mit sich reißt“, fordert der Mittel-
ständler.
Von einer Pleitewelle ist Deutschland -
noch - ein ganzes Stück entfernt. Laut
der Auskunftei Creditreform ist die Zahl
der Unternehmensinsolvenzen im ersten
Halbjahr sogar leicht zurückgegangen.
7300 Fälle  wurden  registriert.  In  der
zweiten  Jahreshälfte  drohe  allerdings
eine Trendumkehr, warnen die Exper-
ten von Creditrefom.
Auch  traditionsreiche  Unternehmen
kann es erwischen, etwa den Hambur-
ger Schuhhändler Görtz, den Düsseldor-
fer Toilettenpapierhersteller Hakle und
die baden-württembergische Modekette
Orsay, die bereits im Juni alle Filialen in
Deutschland  schließen  musste.  Es  ist
nicht  allein  die  aktuelle  Energiekrise,
die  diese  Unternehmen  in  Schieflage



gebracht  hat.  Tatsächlich  existierten
eine Reihe von Altlasten. Da wären zum
einen  die  Auswirkungen  der  Corona-
Pandemie,  die  zu  einem  veränderten
Konsumverhalten geführt  haben.  Zum
anderen  hatte  die  Bundesregierung
gigantische Hilfsprogramme beschlos-
sen. Dazu zählten nicht nur Finanzhil-
fen und Kredite, sondern auch Rechtsän-
derungen: Um eine massive Insolvenz-
welle  zu  verhindern,  hatte  die  Regie-
rung gleich nach Beginn der Pandemie
die Meldepflichten für Überschuldung
und  Zahlungsunfähigkeit  außer  Kraft
gesetzt. Im Fall der Überschuldung blieb
die Regelung bis April 2021 wirksam.
Aufgestaute Insolvenzen
Ökonomen waren schon früh davon aus-
gegangen, dass diese Regelung und die
großzügigen Corona-Hilfen mittelfristig
gefährlich sein könnten. Der Staat habe
Pleiten von Unternehmen verhindert, die
auch ohne Pandemie nicht mehr überle-
bensfähig wären, warnte zum Beispiel
der  Chef  des  Deutschen  Instituts  für
Wirtschaftsforschung  (DIW),  Marcel
Fratzscher.  Nach  Ansicht  von  Wirt-
schaftsexperten dürften sich mehrere 10
000 Insolvenzen aufgestaut haben, die

bisher nur zu einem Teil „nachgeholt“
wurden. Die Energiepreiskrise und die
daraus resultierende Kaufzurückhaltung
gibt  den  angeschlagenen  Firmen jetzt
den  Rest.  Die  Bundesregierung  steht
nun vor der schwierigen Aufgabe, nur
jene Unternehmen zu retten,  die  ohne
die Verwerfungen an den Energiemärk-
ten eine Perspektive haben.
Er sei „in Sorge“, was die wirtschaftli-
che Entwicklung betrifft, sagte Habeck
dem RND. „Die  hohen Energiepreise,
die Weizenpreise, gestörte Lieferketten
setzen  viele  Betriebe  enorm  unter
Druck“,  so  der  Minister.  Gerade  für
kleine und mittlere Unternehmen sei das
ein ernstes Problem. „Es gibt die Gefahr
von Betriebsaufgaben und der müssen
wir begegnen“,  so Habeck. „Wir wer-
den  die  Hilfsprogramme  erweitern“,
kündigt  er  an.  „Es  gibt  bereits  einen
Schutzschirm, unter den auch kleine und
mittlere Unternehmen schon schlüpfen
können. Aber es ist klar: Für den Herbst
und  Winter  müssen  wir  den  Schutz-
schirm größer aufspannen“, so der Vize-
kanzler weiter.
Das Bundesjustizministerium kündigte
am Mittwochabend im „Handelsblatt“

eine „zeitlich begrenzte Erleichterung
bei der Pflicht zur Stellung eines Insol-
venzantrags wegen Überschuldung“ an.
Davon würden „Unternehmen profitie-
ren, die im Kern gesund und auch lang-
fristig unter den geänderten Rahmenbe-
dingungen  überlebensfähig  sind“,
erklärte ein Sprecher von Justizminister
Marco Buschmann (FDP).  „Sie sollen
Zeit  gewinnen,  um ihre Geschäftsmo-
delle  anpassen zu können.“
Zitat-Text:
Der Mittelstand in der Hand eines Dilet-
tanten.
Gitta Connemann, CDU-Wirtschaftspo-
litikerin
Wir  haben  sozusagen  ‚Alarmstufe:
Brot‘.
Daniel Schneider, Hauptgeschäftsführer
des  Zentralverbands  des  Deutschen
Bäckerhandwerks
Die Energiepreise haben für viele Unter-
nehmen  ein  existenzgefährdendes
Niveau  erreicht.
Peter Adrian, DIHK-Präsident
Jetzt  drohen  Energiepreise  und  stei-
gende  Zinsen  die  Konjunktur  erneut
abzuwürgen.
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Abbildung: Gespräch mit Nachhall: Aussagen von Robert Habeck bei Sandra Maischberger sorgen für Unverständnis.
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Abbildung: In Schieflage: Das Traditionsunternehmen Görtz hat Insolvenz angemeldet.Foto: IMAGO/Chris Emil
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„Vertane Chance“
Energiekrise: Wirtschaftsunion warnt vor Insolvenzwelle

Reinhard  Schneider,  Vorsitzender  des  Kreisverbands  Neustadt  der  Mittelstands-  und
Wirtschaftsunion  (MIT),  warnt  angesichts  der  Energiekrise  vor  einer  Insolvenzwelle.
Das dritte Entlastungspaket der Bundes-
regierung  sei  eine  „vertane  Chance“,
beklagt Schneider, denn die Regierung
habe „keine strukturelle Entlastung für
kleine  und  mittlere  Betriebe  vorgese-
hen“. Wirklich helfen würde ein Stopp
der Gasumlage oder eine Reduzierung
der Energiesteuern. Schneider: „Es dro-
hen  Insolvenzen,  Abwanderung  und
Aufgabe  von  Betrieben.  Der  Wirt-
schaftsstandort  gerät  ins  Straucheln.

Viele  Betriebe  kämpfen  um ihre  Exi-
stenz.  Doch  die  Ampel  schaut  weiter
tatenlos  zu.“  Die  Betriebe  bräuchten
eine schnelle und klare Perspektive „zur
strukturellen Dämpfung der Energieko-
sten“.
Schneider  vermisst  unter  anderem
Ansätze, um den Betrieben in der Pra-
xis zu helfen, denn es gehe um Energie-
sicherheit und Preisstabilität. Außerdem
gebe  es  noch  immer  zu  viele  Zulas-

sungshindernisse bei der Installation von
Photovoltaikanlagen. So bleibe unterm
Strich  sehr  viel  Unsicherheit  für  die
Betriebe.  Die  Mittelstands-  und Wirt-
schaftsunion  (MIT)  –  früher  Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der
CDU/CSU – ist  mit  rund 25.000 Mit-
gliedern  der  größte  parteipolitische
Wirtschaftsverband in Deutschland.bgu
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Habeck droht neues Ungemach
AKW-Betreiber warnt in Brandbrief vor Isar 2 als Notreserve / Minister zeigt sich verwundert
BERLIN. Kaum ein Thema in der aktu-
ellen Energiekrise ist emotional so auf-
geladen  wie  der  Weiterbetrieb  der
Atomkraftwerke.  Opposition  gegen
Regierung, ein Koalitionspartner gegen
den anderen - die Konfliktlinien laufen
kreuz und quer. Nun hat ein Brandbrief
des Betreibers des Kraftwerks Isar 2 in
Bayern an das Bundeswirtschaftsmini-
sterium  (BMWK)  die  Debatte  weiter
angeheizt. Darin warnt Preussen Elektra,
eine Tochter des Energiekonzerns Eon,
vor  einem Reservebetrieb der  Anlage.
Der Betreiber verweigert sich damit den
Plänen von Wirtschaftsminister Robert
Habeck (Grüne), der eine solche AKW-
Reserve für den Notfall vorsieht. Kurz
nach Bekanntwerden des Briefes wies
Habeck die  Kritik  zurück,  zeigte  sich
"verwundert".
Der auf vergangenen Dienstag datierte
Brief von Preussen-Elektra-Chef Guido
Knopp  war  an  BMWK-Staatssekretär
Patrick Graichen adressiert. Darin heißt
es:  "Zwei  der  drei  laufenden Anlagen
zum Jahreswechsel in die Kaltreserve zu
schicken, um sie bei Bedarf hochzufah-
ren,  ist  technisch  nicht  machbar  und
daher ungeeignet, um den Versorgungs-
beitrag der Anlagen abzusichern."
Atom-Boss: AKW kann man nicht ein-
fach hochfahren
Am Montag dieser Woche hatte Habeck
seine  Pläne  für  eine  "Einsatzreserve"
vorgestellt.  Demnach  sollen  zwei  der
drei noch laufenden Meiler -  Isar 2 in
Bayern und das von EnBW betriebene
Kraftwerk Neckarwestheim in Baden-
Württemberg - für den Notfall bereitge-
halten werden. Bislang war vorgesehen,
dass alle drei noch aktiven Atomkraft-

werke Ende des Jahres vom Netz gehen.
Im seinem Brandbrief schreibt Preussen-
Elektra-Chef  Knopp,  man  habe  das
Ministerium  bereits  am  25.  August
davon unterrichtet,  dass  im Streckbe-
trieb "ein flexibles Anheben oder Dros-
seln  der  Leistung nicht  mehr  möglich
ist".  Das  gelte  umso  mehr,  wenn  die
Anlage komplett heruntergefahren wer-
den solle, wie Habecks Plan es vorsehe.
"Dann  nämlich  ist  mit  den  einge-
schränkten Möglichkeiten eines solchen
Reaktorkerns  ein  Wiederanfahren  im
fortgeschrittenen  Streckbetrieb  nicht
und schon gar  nicht  kurzfristig  inner-
halb  einer  Woche  machbar",  heißt  es
weiter  in  dem Schreiben.
Anders als Preussen Elektra hält sich der
Neckarwestheim-Betreiber  EnBW mit
öffentlicher  Kritik  zurück.  "Wir  sind
aktuell im Austausch mit dem Bundes-
wirtschaftsministerium zur Klärung der
konkreten Details und unserer Fragen",
zitiert der "Spiegel" eine Konzernspre-
cherin. Erst danach könne man die tech-
nische und organisatorische Machbar-
keit  bewerten.
Habeck wies in  seiner  Replik auf  den
Brandbrief von Preussen Elektra gleich
mehrere  Annahmen  des  Betreibers
zurück. Zum einen gehe es "bei der Ein-
satzreserve nicht darum, die Atomkraft-
werke  hoch und runter  zu  fahren",  so
Habeck.  Ausgehend  von  der  Versor-
gungssituation  und  entlang  der  Stres-
stestszenarien solle einmal entschieden
werden,  "ob  man  die  Kraftwerke
braucht  oder  nicht".
Zum zweiten wirft Habeck dem Betrei-
ber Widersprüche in dessen Argumenta-
tion vor. Preussen Elektra habe an dem

besagten  25.  August  in  einem  Brief
gesagt,  für  einen  Streckbetrieb  des
Kraftwerks brauche es einen kurzfristi-
gen Betriebsstillstand. "Genau das ginge
aber - so sagen sie es heute - nicht bei
einer Einsatzreserve. Das ist technisch
nicht  ohne weiteres nachzuvollziehen,
deswegen werden wir diese Gespräche
jetzt nochmal führen, was denn eigent-
lich gilt", sagte der Minister.
Politischer Streit geht unvermindert wei-
ter
Habecks  dritter  Einwand bezieht  sich
auf  die  Revision,  also  die  jährliche
Sicherheitsüberprüfung des Kraftwerks.
Auch hier gingen der Betreiber und das
Ministerium offenbar von unterschiedli-
chen Annahmen aus. Habeck kündigte
an,  dass  es  weitere  Diskussionen  mit
den Betreibern geben werde - "hoffent-
lich auch ohne die  Öffentlichkeit",  so
der  Minister.
Unterdessen geht  der  politische Streit
unvermindert weiter. So warf die Chefin
der Mittelstands- und Wirtschaftsunion,
Gitta Connemann (CDU), Habeck vor,
Realität und Notwendigkeiten zu igno-
rieren.  "Energieexperten  mahnen  seit
Monaten,  das  Potenzial  der  AKW  zu
nutzen. Aktuell warnen die Netzbetrei-
ber nach dem Stresstest davor, nicht alle
Möglichkeiten, namentlich Kernenergie,
zur Stromerzeugung einzusetzen", sagte
Connemann unserer Redaktion. Habeck
schlage den Expertenrat  in  den Wind.
Die  CDU-Politikerin  plädiert  für  den
Streckbetrieb  aller  drei  aktiven Kern-
kraftwerke und das Hochfahren der drei
stillgelegten AKW.
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CDU-Parteitag: eine Partei auf der Suche nach sich selbst
Friedrich Merz muss die CDU durch das Dickicht des Erneuerungsprozesses führen. Doch beim
Parteitag droht das Aufeinanderprallen seiner Fans und Kritiker. Wo steht die CDU knapp ein
Jahr nach dem Wahldebakel?
Berlin. Es ist ein Montagabend Anfang
September, als zahlreiche Unionspoliti-
ker  nach  der  parlamentarischen  Som-
merpause wieder aufeinandertreffen. Bei
der Preisverleihung der Mittelstandsu-
nion (MIT) kommt das Who is Who des
Wirtschaftsflügels  der  CDU und CSU
zusammen. Ein Treffen zum Netzwer-
ken, wie sie im Regierungsviertel an der
Tagesordnung sind. Die Reaktionen auf
einen beiläufigen Kommentar während
der Moderation lassen allerdings aufhor-
chen.  „Wir  haben  eine  sehr  diverse
Jury“,  sagt  MIT-Chefin  Gitta  Conne-
mann über das Gremium, das die Preis-
träger  ausgewählt  hat,  und  fügt  an:
„Übrigens ganz ohne Quote.“ Zustim-
mendes  Raunen,  Klatschen,  einzelne
Männer  jubeln  sogar.
Die  CDU  geht  am  Freitag  knapp  ein
Jahr  nach  der  Bundestagswahl  mit
großen Fragen in ihren Bundesparteitag
in Hannover. Die Erneuerung der Partei
soll im Mittelpunkt stehen – damit ver-
bunden sind kontroverse  Themen wie
die Frauenquote oder ein verpflichten-
des Gesellschaftsjahr. Parteichef Fried-
rich Merz, der Jahrzehnte zum konser-
vativen Lager zählte,  muss seine Fans
und seine einstigen Kritiker vom libera-
len Flügel zufriedenstellen. Er will der
Chef der ganzen CDU sein. „Wir sind
liberal und offen, offen für Neues und
sozial und bewahrend zugleich. Das ist
sogar im besten Sinne des Wortes kon-
servativ“, sagt er bei seiner Antrittsrede
im Januar.
Streit um Frauenquote
Rita Süssmuth vor CDU-Parteitag: „Die
nicht  endenden  Querelen  spalten  und
schwächen  uns“
Auch  eine  „Frauenquote  light“  ist
umstritten
Bei der Frauenquote wagt der Sauerlän-
der  nun  den  Versuch,  ein  seit  Jahren
gärendes  Streitthema  in  der  Partei  zu

befrieden. Die 1001 Delegierten werden
am Freitagabend über  einen Kompro-
missvorschlag der Parteispitze abstim-
men: Vorgesehen ist  eine schrittweise
Quote mit dem Ziel, dass Führungsgre-
mien der CDU ab der Kreisebene auf-
wärts  ab  2025  zur  Hälfte  von  Frauen
besetzt werden. Die Quote soll bis 2029
befristet sein und danach evaluiert wer-
den.
Sogar  diese  Frauenquote  light  ist
umstritten.  Neben  der  MIT  lehnt  die
Junge Union sie  ab.  Befürworter  sind
die liberalen Kräfte, darunter der Regie-
rungschef  von  Nordrhein-Westfalen,
Hendrik Wüst, die schleswig-holsteini-
sche  Bildungsministerin  Karin  Prien
sowie die Frauenunion. „Der CDU-Bun-
desparteitag sollte die Frauenquote jetzt
endlich  beschließen“,  fordert  deren
Chefin Annette Widmann-Mauz. „Mit
der Befristung hat Friedrich Merz einen
Kompromiss  vorgeschlagen,  der  auch
die Basis überzeugen sollte. Wir müs-
sen uns auf dem Parteitag auch nicht zu
lange damit aufhalten, sondern endlich
in die Umsetzung kommen.“
Leitantrag zur Energiekrise
Viele Funktionäre sorgen sich, dass der
Parteitag sich nur um innerparteiliche
Debatten  kümmern  könnte,  statt  die
Themen aufzurufen, die die Menschen
in dieser schweren Krise wirklich bewe-
gen. „Beim Bundesparteitag sollten die
Themen Wirtschaft und Energie domi-
nieren, nicht die Frauenquote“,  mahnt
e t w a  M I T - C h e f i n  C o n n e m a n n .
„Deutschland befindet sich in einer fun-
damentalen  Krise:  Vielen  Betrieben
droht wegen der steigenden Energieko-
sten  entweder  der  Exitus  oder  die
Schließung.  Der  Wirtschaftsstandort
Deutschland ist in Gefahr.“ Für den Mit-
telstand  müsse  von  dem Parteitag  ein
Signal der Hoffnung ausgehen, verlangt
sie.

„Machen es uns zu einfach,  wenn wir
alles Putin in die Schuhe schieben“
Entlastungspakete? Tankrabatte? Nach
Ansicht des Ökonomen Stefan Kooths
vom Kieler Institut für Weltwirtschaft
ist der Inflation damit nicht beizukom-
men.  Die  aktuelle  Geldentwertung
werde  von vielen  Faktoren  angescho-
ben,  nicht  nur  vom  Gaspreis.  Die
gesamte  Euro-Zone  brauche  dringend
eine  geldpolitische  Zeitenwende.
Um dem Eindruck zuvorzukommen, die
CDU  beschäftige  sich  nur  mit  sich
selbst,  befasst  sich der  Leitantrag mit
dem Thema Energiekrise. Darin dringt
die Partei unter anderem auf einen Preis-
deckel für einen Grundbedarf an Strom
und Gas sowie ein Kündigungsmorato-
rium für private Strom- und Gasliefer-
verträge. Der Entwurf zum Antrag liegt
dem RND vor. Offen ist, ob die Sanktio-
nen gegen die Ukraine noch zu Debat-
ten führen werden. Im Antrag steht dazu
kaum etwas. Die Ostverbände sehen die
Maßnahmen  gegen  Russland  kritisch.
CDU-Präsidiumsmitglied und Sachsens
Ministerpräsident Michael Kretschmer
hatte die Sanktionen mehrfach kritisiert.
In der CDU wird seine Position herun-
tergespielt. Er vertrete nur eine Einzel-
meinung,  hört  man  dazu  oft.  Auch
Kretschmers Haltung spiegele die Band-
breite einer Volkspartei wider.
„Wir  denken  Klima  und  Wirtschaft
gemeinsam“
Und dann ist da noch die Klimafraktion,
die  genug Aufmerksamkeit  auf  dieses
Zukunftsthema  gerichtet  sehen  will.
„Das Handeln der Ampelregierung sagt
gerade  eindeutig:  Das  Klima  wartet“,
kritisiert  CDU-Bundesvorstandsmit-
glied und Klimaunion-Mitbegründerin
Wiebke Winter.  Vom Parteitag müsse
das  Signal  ausgehen:  „Wir  denken
Klima  und  Wirtschaft  gemeinsam“,
beharrt  sie.

https://www.dnn.de/politik/cdu-parteitag-eine-partei-auf-der-suche-nach-sich-selbst-4IDNX52OGZAHJAMPCVXNXGT6IM.html
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Die  CDU will  sich  finden,  jeder  will
sein  Thema repräsentiert  sehen –  und
Wirtschaftsexperte Merz soll die Partei
durch das Dickicht der Erneuerung lot-
sen.  Den  Start  soll  die  Grundwer-
techarta  machen,  die  am  Samstag
beschlossen werden soll. Eine Art Rah-
men für das neue Grundsatzprogramm,
dessen  Ausarbeitung  CDU-Vize  Car-
sten Linnemann verantwortet.  Im Jahr
2024 soll es vorliegen. Das Ziel ist Merz
zufolge  eine  „programmatische  Klar-
heit“.  Ein  deutliches  Profil  hatte  die
CDU nach 16 Regierungsjahren bei der
Bundestagswahl 2021 vermissen lassen
und im Kampf um Führung und Kanz-
lerkandidatur ein zerstrittenes Bild abge-
geben. Mit 24,1 Prozent hat die CDU ihr
historisch schlechtestes Ergebnis einge-
fahren.
Hauptstadt-Radar
Persönliche  Eindrücke  und  Hinter-
gründe  aus  dem  Regierungsviertel.
Immer dienstags, donnerstags und sams-
tags.
Mit meiner Anmeldung zum Newsletter
stimme ich der Werbevereinbarung zu.
Merz witterte seine letzte Chance und
bot  sich  als  Retter  in  der  Not  an.  Die
Basis  folgte  ihm mit  überwältigender
Mehrheit, während der Sozialflügel ner-
vös wurde. Merz müsse sich ein Stück
weit von den Ultras in seiner Fankurve
emanzipieren,  verlangte  Sozialflügel-
Funktionär Dennis Radtke damals. Das
ist offenbar geschehen, denn öffentlich
kritisieren  will  Merz  aktuell  kaum
jemand. Im Gegenteil: Wenn man sich
bei  den  Liberalen  der  Partei  umhört,
wird auch deren Zufriedenheit deutlich.
Und obwohl die Frauenquote unter Kon-
servativen  überaus  kritisch  gesehen
wird, halten sie die Füße still und kriti-
sieren Merz' Vorstoß nicht laut.
Die  CDU  zeigt  sich  nach  außen
geschlossen
Die  CDU  zeigt  sich  nach  außen
geschlossen.  Doch  manch  einer  sorgt
sich, dass die Partei nach der Koalitions-
bildung mit  den Grünen in  NRW und
Schleswig-Holstein trotz Merz wieder
einen linksliberalen  Kurs  einschlagen
könnte.  Hamburgs  CDU-Landeschef

Christoph Ploß etwa fordert, die Partei
solle nicht den Grünen „hinterherlaufen
oder sie kopieren“. In einer Demokratie
werbe jeder für seine Ideen und manch-
mal müsse das auch zu „scharfen Dis-
kussionen“ über den richtigen Weg füh-
ren, unterstreicht er.
Es sind Debatten wie diese, die auf dem
Parteitag wieder drohen auszubrechen –
die Merz-Fans gegen seine früheren Kri-
tiker. So bringt beispielsweise die Frau-
enunion einen Antrag zur „frauenspezi-
fischen Außenpolitik“ ein. Der Begriff
klingt  in  den  Ohren  der  Skeptiker  zu
sehr nach der durch die Grünen gepräg-
ten „feministischen Außenpolitik“. Und
dann ist da die MIT, die im August ein
späteres  Renteneintrittsalter  ins  Spiel
brachte. Der Sozialflügel reagierte ent-
setzt.
CDU will private Haushalte durch Preis-
deckel entlasten
Aufgrund steigender Energiekosten will
die  engste  CDU-Spitze  um Parteichef
Friedrich Merz die privaten Haushalte
entlasten.
© Quelle: dpa
Bei  Klimathemen  wenig  Vertrauen
erworben
Noch wirken sich diese Querelen nicht
auf das Außenbild der Partei  aus.  Die
CDU  befindet  sich  wieder  stabil  auf
Platz eins der Umfragen und hat zwei
Landtagswahlen  gewonnen.  Merz'
scharfe Rhetorik als Oppositionsführer
im Parlament sitzt. „Stoppen Sie diesen
Irrsinn aus Ihrer Koalition“, schimpft er
diese Woche im Bundestag und fordert
den Weiterbetrieb der Atomkraftwerke.
Doch bei  der Oppositionsarbeit  haben
die  Christdemokraten ein  großes  Pro-
blem: Bei den Energie- und Klimathe-
men hat sich die Union in ihren Regie-
rungsjahren wenig Vertrauen erworben.
Die  Abhängigkeit  von  Russland  für
Energielieferungen  und  von  China  in
der  Maschinenindustrie  hatten  die
Regierungen  unter  Angela  Merkel  zu
verantworten.  Obwohl  auch  Scholz
damals  dabei  war,  attackiert  er  diese
Woche die CDU: Sie habe bis heute fast
jede  Windkraftanlage  „persönlich
bekämpft“. Wirtschaftsminister Robert

Habeck  (Grüne)  legt  nach:  „Wir  räu-
men in wenigen Monaten auf, was Sie
verbockt haben.“ Solche Vorwürfe wird
sich die CDU noch länger anhören müs-
sen.
Merz als unangefochtene Führungsfigur
Neben  der  Schwierigkeit,  inhaltliche
Glaubwürdigkeit  aufzubauen,  hat  die
CDU  beim  Thema  Spitzenpersonal
ebenfalls  eine  Baustelle.  Neben Merz
dringt kaum jemand in der Öffentlich-
keit durch. Generalsekretär Mario Czaja
bleibt eher blass. Allenfalls der Frakti-
onsvize  für  Energie,  Jens  Spahn,  und
Fraktionsmanager  Thorsten  Frei  sind
häufiger in den Nachrichten oder Talks-
hows zu  sehen.  Am Wochenende soll
mit Christina Stumpp zudem eine stell-
vertretende Generalsekretärin gewählt
werden, die sich auf die Verbindung zur
Kommunalpolitik  konzentrieren  soll.
Parteivize  Linnemann  scheint  dieses
Problem bewusst zu sein. Er will mehr
Leute bundesweit als CDU-Aushänge-
schilder  bekannt  machen.  Die  CDU
dürfe sich nicht noch mal so abhängig
machen  von  einer  Person  wie  von
Angela Merkel, sagte er dem Deutsch-
landfunk.
Bislang  gilt  Merz  als  unangefochtene
Führungsfigur  in  der  CDU. Sollte  die
Ampel in den nächsten Monaten schei-
tern,  wäre  Merz  der  Kanzlerkandidat,
wie man in der Partei hört. Hinter vorge-
haltener  Hand  sagen  aber  auch  viele,
dass das bei einer regulären Bundestags-
wahl  2025  nicht  unbedingt  so  sein
müsse.  Es  wird  dann  auch  auf  seine
Popularitätswerte  ankommen.  Aktuell
würden ihn laut RTL/N-TV-Trendbaro-
meter  18  Prozent  direkt  zum Kanzler
wählen,  wenn das  möglich  wäre.  Das
sind 2 Punkte mehr als in der Vorwoche.
Die nächste Nagelprobe: Niedersachsen
wählt am 9. Oktober ein neues Landes-
parlament.  Der  Parteitag in  Hannover
soll  dem  Spitzenkandidaten  Bernd
Althusmann  Aufwind  geben.  Bislang
liegt  die  CDU  in  Niedersachsen  in
Umfragen hinter der regierenden SPD
mit Ministerpräsident Stephan Weil.
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Robert Habeck wandelt sich vom Liebling zum Buhmann
Analyse Wie sich der grüne Wirtschafts- und Energieminister in einer Talkshow um Kopf und
Kragen reden konnte
Henning Baethge
Berlin - Erst wenige Monate ist es her,
da  wurde  Bundeswirtschaftsminister
Robert  Habeck  für  seine  Politik  und
seine  gute  Kommunikation  gefeiert.
Nachdem der Grünen-Politiker in einem
Video auf dem Twitterkanal seines Res-
sorts gut verständlich erklärt hatte, wie
Deutschland sich von russischen Ener-
gielieferungen unabhängig machen will,
wurde der Clip millionenfach aufgeru-
fen und viel gelobt. „Danke für die gute
Arbeit und die tolle Kommunikation –
so  fühlt  man  sich  als  Bürger  ernst
genommen“, fasste ein Nutzer den Ein-
druck vieler zusammen.
Doch eine Gasumlage und einen Talks-
how-Auftritt  später  hat  sich  das  Bild
gewandelt.  Habecks Politik und Kom-
munikation stehen plötzlich zunehmend
in der Kritik. Die von ihm ausgetüftelte
und von den Verbrauchern zu zahlende
Gasumlage zur Rettung von Gasimpor-
teuren erwies sich als schlecht gemacht,
weil auch Unternehmen profitieren, die
eine Hilfe gar nicht brauchen. Habeck
musste Nachbesserungen ankündigen –
und sich vom eigenen Koalitionspartner
SPD harsche Kritik anhören: „Das Prin-
zip Habeck geht so: Auftritte filmreif,
handwerkliche Umsetzung bedenklich
und am Ende zahlt  der  Bürger drauf“,
ätzte SPD-Fraktionsvize Dirk Wiese.
Seit  Dienstagabend  ist  nun  auch
Habecks Ruf  als  Kommunikator  stark
angekratzt.  In  einem  alles  andere  als
filmreifen Auftritt  in  der  ARD-Talks-
how von Sandra Maischberger verhed-
derte  der  Flensburger  sich  so  sehr  in
Antworten  auf  Fragen  nach  den  wirt-
schaftlichen Folgen der Energiekrise für
Bäcker und andere Handwerksbetriebe,
dass ihm am Mittwoch selbst die sonst
oft  wohlgesonnene „Süddeutsche Zei-
tung“ einen „fahrigen Auftritt“ beschei-
nigte und die weniger wohlgesonnene

„Bild“ ihn zu „Robert Ratlos“ ernannte.
Auch
 die  Bundestagsabgeordnete  Gitta
Connemann (CDU, Hesel) äußerte sich
in  der  „Bild“:  „Robert  Habeck  ist  als
Wirtschaftsminister nicht mehr tragbar.
Er muss zurücktreten.“ Und im Bundes-
tag lästerte Oppositionsführer und CDU-
Chef Friedrich Merz: „Wie hilflos sie in
diesen  Fragen  sind,  das  konnte  man
gestern Abend im deutschen Fernsehen
beobachten.“
Was war passiert? Habeck hatte in der
Talkshow die Frage verneint, ob er im
Winter mit einer Insolvenzwelle rechne,
und  dann  aber  gesagt:  „Ich  kann  mir
vorstellen,  dass  bestimmte  Branchen
einfach erst mal aufhören zu produzie-
ren.“ So könnten etwa Bäcker, Blumen-
läden  oder  Biomärkte  wegen  Kauf-
Zurückhaltung  „wirkliche  Probleme“
bekommen. „Dann sind die nicht auto-
matisch insolvent, aber sie hören viel-
leicht auf zu verkaufen“, sagte Habeck.
Es klang so, als ob das nicht genau so
schlimm wie eine Insolvenz wäre.
Auf den Einwand der Moderatorin, dass
man Insolvenz anmelden müsse, wenn
man nichts mehr verkaufe und kein Geld
verdiene, entspinnt sich folgender Dia-
log.  Habeck: „Man würde dann insol-
vent werden, wenn man mit der Arbeit
immer größeres Minus macht.“ – „Aber
wie wollen Sie denn kein großes Minus
machen, wenn Sie Leute bezahlen, aber
nichts mehr verkaufen?“ – „Ich weise
darauf  hin,  dass  es  nicht  automatisch
eine Insolvenzwelle geben muss. Aber
es  kann  sein,  dass  sich  bestimmte
Geschäfte nicht mehr rentieren und dann
eingestellt werden. Vielleicht werden sie
später wieder aufgenommen, das kann ja
sein,  das  ist  dann  ja  keine  klassische
Insolvenz.“ Dennoch müsse man auch in
diesen Fällen helfen.
Beim  Zentralverband  des  Deutschen

Bäckerhandwerks lösten die Aussagen
des Ministers am Mittwoch Empörung
aus:  „Herr  Minister,  meinen  Sie  das
ernst?“, schreibt der Verband auf Twit-
ter  und  fragt  dann  ironisch:  „Wenn
Bäcker nicht mehr produzieren, ruht ein-
fach der Betrieb? Löhne, Verträge lau-
fen weiter, man wischt mal kurz durch,
und wenn der Krieg vorüber ist, laufen
die Öfen wieder an?“
Auch aus Habecks Heimatland Schles-
wig-Holstein  kommt  harsche  Kritik.
„Mittelständische Betriebe hören nicht
einfach mal kurz auf zu produzieren –
sie müssen Facharbeiter entlassen, die
sie nie wiederbekommen, sie verlieren
Kunden und müssen ihr Betriebsvermö-
gen verlustträchtig versilbern, wenn sie
sich nicht auch noch der Insolvenzver-
schleppung schuldig  machen wollen“,
wettert der Landeschef der CDU-Mittel-
standsvereinigung,  Stefan  Lange.
Habecks Äußerungen seien „ein Offen-
barungseid“.
Dagegen  verteidigte  eine  Sprecherin
Habecks  dessen  Äußerungen.  „Der
Minister  hat  in  seinem Statement  bei
‚Maischberger‘ deutlich gemacht, dass
der Blick auf die Insolvenzen allein viel
zu  kurz  greift“,  sagte  sie.  Vielmehr
müsse man auch drohende Betriebsauf-
gaben betrachten, wenn man das Aus-
maß  der  Gefährdung  der  Wirtschaft
beurteilen  wolle.  „Betriebsaufgaben
bedeuten, dass Betriebe aufgeben ohne
Insolvenz  anzumelden,  weil  sie  bei-
spielsweise sehen, dass sie ihr Geschäft
wegen  hoher  Energiekosten  schlicht
nicht mehr lohnt.“ Das sei zwar „nicht
gleichbedeutend mit  einer  Insolvenz“,
aber  „gerade  für  kleine  und  mittlere
Unternehmen  ein  ernstes  Problem“.
Daher sei es für Habeck wichtig, „bei-
des im Blick zu haben“.



Abbildung: Hinterlässt einen schlechten Eindruck: Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) am Dienstag zu Gast in
der ZDF-Talkshow mit Sandra Maischberger. Foto: Ziebe/WDR/dpa
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Rundfunk RBB-Skandal: „Jetzt müssen wir den
WDR in den Blick nehmen“
Oberhausen. Der Vorsitzende der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Ruhr, Wilhelm Hausmann,
sieht dringenden Handlungsbedarf beim WDR nach dem RBB-Skandal.
Angesichts der Vorkommnisse um den
RBB fordert der Vorsitzende der Mittel-
stands-  und  Wirtschaftsunion  Ruhr
(MIT) Wilhelm Hausmann,  jetzt  auch
den WDR in den Blick zu nehmen.
„Aus den Redaktionen anderer Sendean-
stalten erreichen uns inzwischen eben-
falls verstörende Nachrichten, die Poli-
tik darf deshalb nicht warten bis auch
beim größten deutschen Sender  etwas
aufploppt,  sondern wir müssen unsere
Sorgfaltspflicht gegenüber den Gebüh-
renzahlern  in  NRW wahrnehmen und
für größtmögliche Transparenz sorgen”,
erklärte der CDU-Politiker in einer Mit-
teilung.
Transparenz über Nebentätigkeiten der
Beschäftigten
Hausmann verlangte Transparenz über
Nebentätigkeiten  der  Beschäftigten

außerhalb der Sender beispielsweise als
Berater oder Moderatoren für Parteien
und Unternehmen. „Unbedingt notwen-
dig  ist  aus  unserer  Sicht  die  Offenle-
gung aller Gehälter von Führungsperso-
nen sowie ihre geschäftlichen Verbin-
dungen und Zahlungsströme zu Produk-
tionsgesellschaften, die oft zeitgleich für
ihre  Sender  tätig  sind.”  Durch  die
Fusion von Medienanstalten und Redu-
zierung der doppelten Berichterstattung
könne zudem viel Geld gespart werden.
Der  CDU-Politiker  sieht  beim  WDR
zudem die politische Neutralität gefähr-
det.  „Die  Ausgewogenheit  bei  den
Nachwuchskräften muss wiederherge-
stellt werden, persönliche Überzeugun-
gen  dürfen  bei  Einstellung  und  der
Besetzung von Spitzenpositionen nicht
den Ausschlag haben.”

Abonnements von Zeitungen anrechnen
Skandal
Er halte es auch „für wichtig und rich-
tig“, dass Abonnements von Zeitungen
auf die Rundfunkgebühren angerechnet
würden. „Die Angebote überschneiden
sich  bei  den  digitalen  Formaten  ganz
massiv, so dass der ÖRR immer weiter
in  den  privaten  Medienbereich  ein-
dringt und sich somit auch der Konkur-
renz stellen muss, wenn der Bürger sein
Informationsrecht gestalten will.”
Hausmann stellte  zudem klar,  dass  er
sich grundsätzlich mit großer Überzeu-
gung  für  den  öffentlich-rechtlichen
Rundfunk  einsetze.  „Er  ist  wichtiger
Teil einer funktionierenden Demokratie,
seine  Erhaltung  ist  daher  durch  eine
überfällige  Reform  jetzt  geboten.”

Abbildung: Ein Logo des WDR (Westdeutscher Rundfunk) hängt am Funkhaus Wallrafplatz. Foto: Oliver Berg / dpa
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